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1 Hintergrund 
Trotz des Kohleausstiegs wird Deutschland die verpflichtenden Klimaziele für 
2020 und ohne weitere Maßnahmen auch jene für 2030 verfehlen. Es drohen 
Strafzahlungen in Milliardenhöhe. Der Sonderbericht des Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC, 2018) zum 1,5-Grad-Ziel sowie die Proteste der 
Fridays-for-Future-Bewegung haben die Dringlichkeit eines raschen Klima-
schutzes wieder neu auf die öffentliche und politische Agenda gehoben. Da-
mit scheint sich nun ein politisches Möglichkeitsfenster für eine verschärfte 
Klimapolitik in Deutschland zu öffnen.  
Ein Preis für das klimaschädliche Kohlenstoffdioxid (CO2)  gilt seit vielen Jahren 
als ein essenzieller klimapolitischer Baustein zur langfristigen Dekarbonisie-
rung aller Sektoren. Allerdings schien dies bisher jenseits des politisch Mach-
baren; inzwischen wird er wenigstens diskutiert. In der Debatte um den CO2-
Preis ist eine Streifrage, ob er nur als ein Mittel zum Zweck zum Erreichen ver-
bindlicher sektoraler Klimaziele dienen soll, als Teil eines ganzen Pakets von In-
strumenten und Maßnahmen umgesetzt werden müsste; oder ob ein flächende-
ckender CO2-Preis das zentrales Instrument der Klimapolitik sein soll, anstelle 
verbindlicher Ziele. Einige Akteure – darunter nach manchen Meldungen auch 
die Bundeskanzlerin – streben letzteres offenbar an. Dieses Wuppertal Paper 
macht deutlich, dass dies ein falscher Ansatz wäre: Ein CO2-Preis kann sek-
torale Ziele und Instrumente nicht ersetzen. Seine volle Wirkung kann er 
nur entfalten, wenn er komplementär zu sektorspezifischen Klimaschutzinstru-
menten eingeführt wird. Das Erreichen der Klimaziele setzt auch voraus, die 
Steuereinnahmen teilweise dafür einzusetzen, um sektorspezifische Klimaschutz-
instrumente zu verstärken. Die Ziele würden dadurch mit geringerem CO2-Preis 
bei gleichzeitig höheren Kostenentlastungen für Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, Unternehmen und sogar die öffentlichen Haushalte erreichbar als wenn die 
Politik allein auf einen CO2-Preis setzen würde. 
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2 Stand der Debatte und Ziel dieses Wuppertal Papers  
Bisher existiert ein CO2-Preis nur im Rahmen des EU-Emissionshandels für die 
Stromwirtschaft und die Schwerindustrie. Künftig könnten auch Verkehr und 
Gebäude abgedeckt werden. Da die Ausweitung des EU-
Emissionshandelssystems (ETS) auf neue Sektoren bürokratisch langwierig ist 
und das Bundesumweltministerium dies auch als juristisch nicht umsetzbar ein-
schätzt, scheint eine nationale CO2-Besteuerung möglich. Sie könnte Anrei-
ze schaffen, um klimaschädliches Verhalten anzupassen. Technisch müsste dies 
als CO2-basierte Komponente der Energiesteuer auf die verschiedenen Energie-
träger umgesetzt werden. 
In den vergangenen drei Jahren wurden in Deutschland gut ein Dutzend ver-
schiedene Vorschläge (u.a. Agora, 2018a; CO2 Abgabe, 2017; Edenhofer / 
Schmidt, 2018; FÖS, 2017; Prognos, 2017, FÖS, 2019; IMK, 2019; DIW, 2019) für 
eine CO2-Besteuerung veröffentlicht, mit teils sehr großen Unterschieden, wie 
etwa:  
n bezüglich der Höhe (zwischen 20 und 180 Euro pro Tonne), 
n in den abgedeckten Sektoren (mit oder ohne Strom), 
n bei der Ausgestaltung (nur zusätzliche CO2-basierte Komponente zur Energie-
steuer oder komplette Umstellung der Energiebesteuerung auf CO2-Basis), 
n in der Motivation (nur Setzen auf die Klimaschutzwirkung des Preissignals oder 
auch Gewinnung von Mitteln für zusätzliche Klimaschutzinvestitionen oder für 
die Senkung der Strompreise, um Sektorkopplung anzureizen) und 
n in der Mittelverwendung (für zusätzliche Klimaschutzinvestitionen, die Senkung 
der Strompreise oder/und für eine pauschale Rückerstattung an die Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen). 
Dieses Wuppertal Paper dient daher dazu  
n die mögliche Klimaschutzwirkung eines CO2-Preises zu analysieren, allein und im 
Gesamtpaket von Instrumenten zum Klimaschutz, 
n die Möglichkeiten der Mittelverwendung zu analysieren und zu bewerten, 
n dadurch den Dschungel der Argumente und Motivationen in den bestehenden 
Vorschlägen zu lichten und 
n aus der Analyse ein Modell zu skizzieren, das den Anforderungen von Klima-
schutz und sozialer Gerechtigkeit sowie Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit am bes-
ten gerecht wird und damit der Bundesregierung als Anregung bei der Entschei-
dung über Einführung und Ausgestaltung eines CO2-Preises dienen kann. 
Im Folgenden werden diese Fragen anhand von neun Thesen mit einem abschlie-
ßenden Fazit ergründet. 
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3 Warum ein CO2-Preis notwendig, aber nur im Gesamtpaket 
wirkungsvoll und sozial gerecht ist 
These 1: Die Einführung eines CO2-Preises ist sinnvoll, insbesondere 
in den Verkehrs- und Gebäudesektoren, die bislang nicht in den EU-
Emissionshandel einbezogen sind, um stärkere Anreize für klima-
freundliche Investitionen zu setzen.  
Seit der sogenannten ökologischen Steuerreform der Jahre 1998 bis 2002 haben 
sich die Energiesteuersätze für Heizenergie und Kraftstoffe in Deutschland nicht 
geändert, sind also auch nicht erhöht worden. Im gleichen Zeitraum sind die Le-
benshaltungskosten deutlich gestiegen. Der Anteil der Heizenergie- und Ver-
kehrskosten an den Ausgaben von privaten Haushalten, Unternehmen und öf-
fentlichen Einrichtungen ist seither also ebenso zurückgegangen, ebenso wie der 
Anteil der umweltbezogenen Steuern an den gesamten Steuereinnahmen (FÖS, 
2016).  
Das ist ein grundfalsches Preissignal, zumal aktives Handeln für Klimaschutz 
immer dringlicher wird (IPCC, 2018) und 2015 das Pariser Klimaabkommen mit 
seinen Zielen beschlossen wurde, die auch für Deutschland gelten. Das Umwelt-
bundesamt schätzt die Schadenskosten der Treibhausgase auf 180 Euro pro Ton-
ne CO2-Äquivalent (UBA, 2019). Es ist daher notwendig und sinnvoll, die Ener-
giebesteuerung wieder an die Lebenshaltungskosten anzupassen. Zugleich sollte 
sie mehr auf den CO2-Gehalt der einzelnen Energieträger basieren, um stärkere 
Anreize für klimafreundliche Investitionen zu setzen. 
 
These 2:  Ein CO2-Preis kann die bestehenden Instrumente etwa zur 
Förderung von Energieeinsparung oder erneuerbaren Energien ver-
stärken aber nicht ersetzen. Er muss mit verstärkten Maßnahmen des 
„Förderns, Forderns und Informierens“ sowie der Infrastruktur- und 
Technologieentwicklung gekoppelt werden.  
Grund dafür sind die zahlreichen Hemmnisse für die Umsetzung von Maßnah-
men, die nichts mit dem Energiepreis zu tun haben. Sie werden genauso wenig 
durch höhere Energiepreise überwunden wie auch Transaktionskosten für das 
Finden und Umsetzen von Klimaschutzmaßnahmen. All das führt dazu, so zeigt 
die Empirie, dass kurz- und teilweise auch mittelfristig die Energienachfrage und 
die Treibhausgasemissionen wenig auf Änderungen der Energiepreise reagieren. 
Um die Hemmnisse zu überwinden und Transaktionskosten zu redu-
zieren, bedarf es sektoren- und technologiespezifischer Politikinstrumente.  
Ein CO2-Preis wirkt aber durchaus dort, wo Verbraucherinnen und Verbraucher 
auf Preise reagieren und kann mittelfristig Märkte verändern. In der energiein-
tensiven Industrie etwa ist ein effizienter Umgang mit Energie eine Frage der 
Wettbewerbsfähigkeit. Aber auch hier bestehen zahlreiche Hemmnisse. Eines die 
größten ist in der Industrie die Erwartung, dass sich Investitionen innerhalb kur-
zer Zeit (meist maximal drei Jahre) bezahlt machen. Ein effizienter Umgang mit 
Energie geschieht noch weniger, wenn Verbraucherinnen und Verbraucher ihren 
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Energieverbrauch nicht hinterfragen, kaum Handlungsmöglichkeiten haben oder 
vor diversen sonstigen Hürden stehen. 
Im Gebäudebereich etwa tragen Mieterinnen und Mieter die Energiekosten, in-
vestieren aber müssen Vermieterinnen und Vermieter. Auch für Eigentümerin-
nen und Eigentümer bietet ein realistischer CO2-Preis kaum zusätzliche Anreize 
vorzeitig in die energetische Sanierung zu investieren, zumal diese Investitionen 
häufig auch jetzt schon ökonomisch sinnvoll wären. Ein CO2-Preis allein wird da-
her wenig Einfluss auf die Sanierungsrate haben, es sei denn er wäre extrem 
hoch. Die Sanierungsrate müsste aus Klimasicht von derzeit circa 1 Prozent auf 
mindestens 3 Prozent steigen, um den Gebäudebestand bis Mitte des Jahr-
hunderts nahezu klimaneutral zu gestalten, wie es Ziel der Bundesregie-
rung ist (BMU und BMWI, 2010). Dies gelingt nur mit einem Bündel von Maß-
nahmen des „Förderns, Forderns und Informierens“, die gezielt auch nicht-
monetäre Hemmnisse adressieren und ausreichend Fachkräfte für die Umset-
zung schulen. Nach den Untersuchungen des Wuppertal Instituts müssten die 
Mittel dafür auf rund 5 Milliarden Euro pro Jahr verdoppelt werden (Thomas et 
al., 2013).  
Im Verkehrsbereich sind Vermeidungskosten besonders hoch und die Preissensi-
bilität gering: Viele Wege sind kurzfristig nicht vermeidbar, weniger fahren oft 
keine Option. Bei der Kaufentscheidung für das nächste Fahrzeug könnte ein 
CO2-Preis aber zugunsten von sparsameren oder gleich elektrisch betriebenen 
Modellen ausschlaggebend sein. Die Emissionen je Kilometer zu senken wird al-
lerdings nicht ausreichen. Noch wichtiger ist die Vermeidung von Verkehr und 
die Verlagerung auf klimafreundliche Verkehrsmittel wie dem ÖPNV. Dafür be-
nötigt es zusätzliche Investitionen in Infrastruktur, um den ÖPNV, Rad- und 
Fußverkehr attraktiver zu gestalten.  
Auch bei der Entwicklung neuer Technologien kommt das Instrument CO2-
Bepreisung an seine Grenzen. Bislang gibt es zum Beispiel keine marktreifen Ver-
fahren für CO2-freien Stahl, Zement oder Aluminium bzw. die Wasserstofftechno-
logie im Verkehrssektor. Selbst politisch heute kaum vorstellbare CO2-Preise von 
mehreren hundert Euro pro Tonne CO2 werden allein kaum ausreichen, um gänz-
lich neue Technologien zu entwickeln. Die Dekarbonisierung stellt die energiein-
tensive Grundstoffindustrie vor eine existenzielle Herausforderung: Die Unter-
nehmen müssen enorme Investitionssummen aufbringen, bei gleichzeitiger Unsi-
cherheit ob sich die Technologien im globalen Wettbewerb umsetzen lassen, und 
ob die CO2-frei erzeugten Produkte bei den Konsumenten die zumindest für eine 
Übergangszeit höheren Produktionskosten erwirtschaften können. Daher braucht 
es Forschungsprogramme und ggf. eine auf die Dekarbonisierung ausgerichtete 
industriepolitische Strategie, um die Entwicklung entsprechender Verfahren zu 
unterstützen und Kosten gezielt zu senken. 
Nur im Zusammenwirken eines CO2-Preises mit sektor- und technologiespezifi-
schen Instrumenten des Förderns, Forderns und Informierens sind daher die 
deutschen Energiewende- und Klimaschutzziele für das Jahr 2030 und ein treib-
hausgasneutrales Deutschland im Jahr 2050 erreichbar.  
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These 3: Wenn zumindest ein guter Teil der Staatseinnahmen aus 
dem CO2-Preis für Klimaschutzmaßnahmen verwendet wird, können 
nicht nur die Energie- und Klimaziele eher erreicht werden. Es sinken 
auch die Gesamtkosten aller Steuerzahlenden stärker und die Staats-
einnahmen sind höher als bei alternativen Verwendungen. 
Die Höhe des CO2-Preises ist allein nicht entscheidend für dessen Klimaschutz-
wirkung. Es kommt sehr darauf an, wie die eingenommenen Mittel verwendet 
werden1. Sie fließen jedenfalls zunächst in den Bundeshaushalt. Mithilfe eines po-
litischen Beschlusses könnten – gleichzeitig mit der Einführung des CO2-Preises 
– aus dem Bundeshaushalt vor allem Mittel für folgende drei Zwecke bereit ge-
stellt werden:  
1. für die Förderung von Klimaschutzmaßnahmen, die zudem die Energie-
kosten wieder verringern 
2. für eine direkte Rückerstattung an die Bevölkerung und betroffenen Un-
ternehmen 
3. für die Senkung der Stromsteuer und/oder der EEG-Umlage, um die Ver-
wendung von Strom für Wärme und Elektromobilität, also die sogenannte 
Sektorenkopplung, anzureizen.  
Aus verschiedenen Gründen erscheint die dritte Option derzeit noch nicht sinn-
voll (vgl. Thesen 5 und 7 im Folgenden). Sehr sinnvoll ist dagegen die erste Opti-
on. Sie nutzt die Einführung eines CO2-Preises, um Mittel für mehr gezielte För-
derung zu generieren und so die Energie- und Klimaziele erreichbar zu machen. 
Die Notwendigkeit dafür wurde oben bei der These 2 begründet. Wichtig sind 
aber drei Erkenntnisse:  
1. Für die Förderung der Klimaschutz- und Energieeffizienzmaßnahmen, um 
die sektoralen Klimaschutzziele 2030 zu erreichen, werden voraus-
sichtlich lediglich 5 bis 10 Milliarden Euro pro Jahr zusätzlich benötigt (vgl. 
Thomas et al., 2013): für den Bereich Energieeffizienz zusätzlich rund 3 Milli-
arden Euro pro Jahr gegenüber heutigen Haushaltsmitteln; zusätzlich Mittel 
für den Ausbau der Schieneninfrastruktur und die Förderung der öffentlichen 
Verkehre sowie der erneuerbaren Energien im Wärmebereich und der Infra-
struktur für Elektromobilität und Speicher. Diese Summen entsprechen dem 
Aufkommen aus einem eher moderaten CO2-Preis (vgl. These 8). 
2. Für jeden Euro, der beispielsweise in Energieeffizienzprogramme fließt, spart 
der jeweilige Nutznießer über die kommenden Jahre fünf bis zehn Euro an 
Energiekosten ein (Thomas et al., 2013). Die Verwendung der Einnahmen aus 
einem CO2-Preis für Klimaschutzmaßnahmen ist für die Steuerzahlenden also 
ökonomisch vorteilhafter als jede andere Art der Rückerstattung. 
Zu beachten ist dabei allerdings, dass diejenigen, die den Nutzen aus den ge-
förderten Investitionen erhalten, sicher auch die CO2-Preise oder -Steuern 
–––– 
1  Wird der CO2-Preis über eine Steuer eingeführt, dann gibt es die Möglichkeit seine Höhe und damit die Ein-
nahmen direkt festzusetzen. Bei Ausweitung des EU-Emissionshandels würde sich die Höhe des Preises 
und der Einnahmen aus der Knappheit der Zertifikate ergeben. Preis und Einnahmen können somit nur indi-
rekt über die Festlegung der Zertifkatmengen gesteuert werden (vgl. hierzu auch These 6). 
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zahlen. Jedoch werden nicht alle, die die höheren CO2-Preise oder -Steuern 
zahlen müssen, kurzfristig von der Förderung profitieren können. Daher 
kommt es in der Ausgestaltung darauf an, dass möglichst Viele und möglichst 
rasch einen Nutzen aus den geförderten Klimaschutz- und Energieeffizienz-
maßnahmen erhalten und dass insbesondere Maßnahmen für einkommens-
schwache Haushalte gefördert werden (vgl. z. B. Thomas et al., 2013). 
3. Auch der Staatshaushalt würde von der Verwendung für Klimaschutzmaß-
nahmen, insbesondere Energieeffizienz, voraussichtlich zusätzlich profitieren. 
Nachgewiesen ist dies für die KfW-Programme zur energetischen Gebäudesa-
nierung beziehungsweise für den energieeffizienten Neubau (KfW Banken-
gruppe, 2012). Danach liegen die zusätzlichen Steuereinnahmen und Einspa-
rungen des Staates in dreifacher Höhe der eingesetzten Mittel aus dem Bun-
deshaushalt. Außerdem sollten die vermiedenen Strafzahlungen an die EU 
gegengerechnet werden. Diese könnte von 2021 bis 2030 einen Betrag von 30 
bis 60 Milliarden Euro erreichen, also durchschnittlich 3 bis 6 Milliarden Eu-
ro pro Jahr (Agora, 2018b). 
Mit dem Nutzen aus Klimaschutzprogrammen und -maßnahmen kann die Politik 
auch gut für die Akzeptanz eines zusätzlichen CO2-Preises werben. Aufgrund der 
darin angesprochenen Verteilungswirkungen scheint es aber auch sinnvoll, einen 
Teil der zusätzlichen Steuereinnahmen für eine direkte Rückerstattung zu ver-
wenden, um so die breite Bevölkerung und alle Unternehmen finanziell partizi-
pieren zu lassen. Bei einem moderaten CO2-Preis wären Mittel dafür vorhanden. 
Mehr dazu bei These 8. 
 
These 4: Wenn der CO2-Preis mit gezielten Klimaschutzmaßnahmen 
gekoppelt wird, ist ein viel niedrigerer CO2-Preis nötig, um die Ziele 
zu erreichen. 
Klimaschutz ist oft an die Erneuerung oder Neuanschaffung von Gebäuden, Pro-
duktionsanlagen, Fahrzeugen und Infrastrukturen gekoppelt. Mit einer geziel-
ten Förderung werden diejenigen erreicht, die jetzt handeln können. Erneue-
rungszyklen sind üblicherweise 10 bis 20 Jahre lang, maximal 40 Jahre bei Wän-
den und Dächern von Gebäuden. Das heißt, dass pro Jahr nur 5 bis 10 Prozent 
der Geräte, Fahrzeuge und Anlagen und sogar nur 2 bis 3 Prozent der Gebäude-
hüllen erneuert oder grundlegend renoviert werden. Zusammen genommen sind 
pro Jahr 5 bis 10 Prozent der Energienutzenden oder der Gebäudeeigentümerin-
nen und -eigentümer in der Lage zu investieren. Es genügt, in jedem Jahr diese 5 
bis 10 Prozent zu erreichen und die Wirtschaftlichkeit ihrer Investitionen 
in Klimaschutz gezielt zu verbessern. In der EU sind Zuschüsse bis zu 30 
Prozent erlaubt. Zudem sollte das Finden und Umsetzen von Investitions-
möglichkeiten mithilfe von Beratung und Coaching unterstützt werden. Die 
Wirtschaftlichkeit einer Investition lässt sich in Kombination solcher gezielten 
Instrumente leicht verdoppeln.  
Um dies allein über den CO2-Preis zu erreichen, müsste er den Energiepreis ge-
genüber heute also ungefähr verdoppeln. Ein so hoher CO2-Preis trifft aber un-
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mittelbar 100 Prozent der Energienutzenden, egal, ob sie jetzt, in 5 Jahren oder 
in 20 Jahren oder überhaupt nicht handeln können. Mieterinnen und Mieter 
können zum Beispiel gar nicht in den Wärmeschutz der Gebäude investieren. 
 
These 5: Eine reine Umstellung der Energiebesteuerung auf Basis des 
CO2-Gehalts der jeweiligen Energieträger ohne Erhöhung der Ener-
giesteuern insgesamt bringt für den Klimaschutz wenig. 
Manche Vorschläge zielen darauf ab, die Energiebesteuerung komplett oder teil-
weise zu reformieren und auf die Basis des CO2-Gehalts der jeweiligen Energie-
träger auszurichten, ohne die Einnahmen aus der Energiebesteuerung insgesamt 
zu erhöhen. In diesem Fall wird beispielsweise für die Energieeffizienz insgesamt 
keine zusätzliche Anreizwirkung erreicht, sondern nur zwischen den Energieträ-
gern neu ausgerichtet. Dies mag zwar kohlenstoffarme Energieträger begünsti-
gen. Wegen der zahlreichen Hemmnisse und aufgrund der langen Investitions-
zyklen (s. o. These 2) ist jedoch bei einer solchen Umstellung keine große Wir-
kung zu erwarten. Sie dürfte auch für die Umstellung auf erneuerbare Energien 
und daraus erzeugten Strom höher sein, wenn die momentane Energiebesteue-
rung bestehen bleibt und ein zusätzlicher CO2-Preis eingeführt wird, um daraus 
verstärkt zielgerichtete Klimaschutzmaßnahmen zu finanzieren. 
Strom als zunehmend erneuerbar erzeugter Energieträger würde bei einer reinen 
Umstellung auf eine CO2-Basis steuerlich entlastet. Sinkende Strompreise gäben 
jedoch ein falsches Signal an die Verbraucherinnen und Verbraucher. Denn 
Strom ist weiter knapp, sollte durch Energieeffizienz in allen Anwendungen also 
eingespart werden, und wird in Zukunft zudem auch noch für die Sektoren Wär-
me, Mobilität und Industrie vermehrt benötigt. 
 
These 6: Eine CO2-Steuer wirkt besser und ist rascher umzusetzen als 
eine Einbeziehung des Gebäude- und Verkehrssektors in den EU-
Emissionshandel.  
Wie die Erfahrung mit dem EU-Emissionshandel zeigt, ist er mit unsicheren und 
stark schwankenden Zertifikatspreisen behaftet. Dies wäre ein schwieriges Inves-
titionsumfeld für alle Marktakteure. Zugleich gelten alle in These 2 genannten 
Schwächen einer reinen Preissteuerung weiter. Die Wirkung wäre aber aufgrund 
der Investitionsunsicherheit voraussichtlich noch schwächer als bei einer CO2-
basierten Energiesteuer.  
Unternehmen im Energie- und Industriesektor haben überwiegend geringere 
Vermeidungskosten als in den Sektoren Gebäude und Verkehr. Werden diese 
Sektoren an den EU-Emissionshandel angebunden, dürften die Emissionsminde-
rungen daher vorwiegend in den Strom- und Industriesektoren erbracht werden. 
Dadurch könnten die sektorenübergreifenden Emissionsminderungsziele mög-
licherweise kosteneffizienter erreicht werden – zumindest die kurz- bis mittelfris-
tigen Ziele. Es ist dann aber unwahrscheinlich, dass die Sektorziele für Verkehr 
und Gebäude erreicht werden. Ein zeitnaher Beginn der Transformation auch 
195_Wuppertal Paper                                                               Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH 
Wuppertal Institut | 11 
dieser Bereiche ist aber notwendig, wenn die langfristigen Klimaziele erreicht 
werden sollen. Gleichzeitig würde eine Anbindung der Sektoren Gebäude und 
Verkehr mit ihren höheren Vermeidungskosten an den EU-Emissionshandel die 
Nachfrage nach den dort verwendeten EUA-Zertifikaten erhöhen, was zu einem 
Anstieg des EUA-Zertifikatspreises führen würde. Dieser würde von den Strom-
erzeugungsunternehmen auch auf den Strompreis überwälzt. Gegebenenfalls 
könnte dadurch und direkt dank des höheren Zertifikatspreises der European 
Emission Allowances (EUA) in Industriebranchen mit hohem Energieverbrauch, 
welche im internationalen Wettbewerb stehen, das Carbon-Leakage-Risiko – also 
der Verlagerung von Kohlenstoffdioxid-Emissionen in Drittstaaten innerhalb des 
EU-Emissionshandelssystems – steigen.  
Zudem bewirkt ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 19. Januar 
2017 in der Rechtssache C-460/15, dass für eine Einbeziehung des Gebäude- und 
Verkehrssektors in den EU-Emissionshandel die entsprechende EU-Richtlinie 
geändert werden müsste (BMU, 2019). Dies wäre ein jahrelanger Prozess mit un-
gewissem Ausgang. Erst nach dessen Abschluss ließe sich dieser Ansatz über-
haupt verfolgen. 
Nach neuesten Aussagen (Deutscher Bundestag, 2019) erwägt die Bundeskanzle-
rin daher, zusammen mit weiteren EU-Ländern wie Frankreich und die Nieder-
lande ein separates Emissionshandelssystem für die Sektoren Gebäude und Ver-
kehr einzuführen. Damit würden die genannten Probleme einer Anbindung an 
den bestehenden EU-Emissionshandel vermieden, vor allem würde das neue Sys-
tem zu den Minderungszielen in den Sektoren Gebäude und Verkehr beitragen. 
Es ist aber fraglich, ob die Einführung eines neuen Systems innerhalb weniger 
Jahre gelingen könnte. Dagegen kann eine CO2-Komponente der Energiesteuer 
buchstäblich morgen eingeführt werden. Zudem gilt auch für diesen Vorschlag, 
wie im ersten Absatz zu dieser These gesagt, dass das Preissignal gegenüber einer 
CO2-Besteuerung noch unsicherer wäre und ebenso die Staatseinnahmen, die für 
die notwendigen zusätzlichen Klimaschutzmaßnahmen verfügbar wären. 
 
These 7: Gegenwärtig ist es nicht sinnvoll, generell die Strompreise zu 
reduzieren. Erst bei einem Anteil von mindestens 60 Prozent der er-
neuerbaren Energien an der Stromerzeugung ist dies gerechtfertigt.  
Einige Vorschläge für eine CO2-Bepreisung von Heizenergie und Kraftstoffen le-
gen nahe mit den Einnahmen gezielt die Strompreise zu senken, beispielsweise 
die Energiesteuer und/oder der EEG-Umlage zu reduzieren. Dadurch soll die 
Sektorkopplung angekurbelt werden, also vor allem die Verwendung von Strom 
oder aus Strom erzeugten Gasen und Kraftstoffen für Wärmeerzeugung und Ver-
kehr.  
Aus den folgenden Gründen hält das Wuppertal Institut dies für derzeit nicht 
sinnvoll: 
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Gegenwärtig tragen die erneuerbaren Energien mit rund 40 Prozent zur Brut-
tostromerzeugung in Deutschland bei.2 Es gibt derzeit noch sehr wenige Zeiträu-
me, in denen in Deutschland insgesamt 100 Prozent oder mehr des Stromver-
brauchs aus erneuerbaren Energien erzeugt (Agora Energiewende, 2018b). Jeder 
zusätzliche Stromverbrauch durch Sektorkopplung erfordert zusätzliche Stromer-
zeugung. Weil aktuell nur selten die Erzeugung aus erneuerbaren Energien höher 
als der Stromverbrauch ist, wird dies in aller Regel eine Erzeugung in einem Koh-
le- oder Gaskraftwerk sein. Es hängt daher heute noch von der Effizienz etwa von 
Wärmepumpen im Vergleich zu Gas- oder Ölheizungen oder von Elektroautos zu 
Autos mit Verbrennungsmotor ab, ob und wie groß überhaupt der zusätzliche 
Beitrag zum Klimaschutz ausfällt. Sobald der Anteil der Erneuerbaren an der 
Bruttostromerzeugung circa 60 Prozent oder mehr beträgt, wird dagegen der An-
teil von Zeiten, in denen zusätzliche Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
erbracht wird, deutlich höher liegen, entsprechend auch der Beitrag zum Klima-
schutz (vgl. z. B. die Hochrechnungen für einen Anteil von 55 Prozent an der 
Stromerzeugung in Agora Energiewende, 2015). Aus Klimaschutzgründen erach-
tet das Wuppertal Institut daher heute die Senkung der Strompreise durch 
Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt noch nicht als zielführend – mit 
Ausnahme einer Energiesteuersenkung für die Bahn oder den öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV).  
Bis zum Erreichen des 60-Prozent-Anteils kann es regional aufgrund von Netzen-
gpässen oder in bestimmten Anwendungsfällen – beispielsweise durch Umstel-
lung von Bussen zur Minderung der Schadstoffbelastung – sinnvoll sein 
Stromanwendungen oder Flexibilitätsoptionen zu fördern, die auch die 
Sektorkopplung erlauben. Dies sollte jedoch besser durch gezielte Anreize er-
folgen als durch bundesweit vergünstigten Strom.  
Auch das Argument, die Haushalte müssten von zu hohen Stromkosten entlastet 
werden, ist im Übrigen nicht stichhaltig. Die meisten Haushalte verursachen 
noch immer höhere Kosten für Heizung als für Strom. Typischerweise macht 
Strom nur ein Drittel der Energiekosten eines Haushalts aus. Anders sieht es in 
der Industrie und im Dienstleistungsbereich aus, wo Strom durchschnittlich rund 
die Hälfte oder mehr der Energiekosten ausmacht. Der Mythos der hohen Strom-
preise lenkt den Blick auf die Haushalte, um ein Problem aufzuwerfen, das eher 
die Wirtschaft betrifft. Eine Senkung der Strompreise würde daher vor-
rangig die Unternehmen entlasten. Die Preise für Heizenergien und Benzin 
sind in den vergangenen 10 Jahren kaum gestiegen, die gesamten Energiekosten 
der Haushalte stiegen nur um rund 16 Prozent (FR, 2019). 
Zugleich gilt es den Blick in die weitere Zukunft zu richten und die verstärkte Sek-
torkopplung vorzubereiten. Unter der Annahme, dass das Ausbauziel von 65 Pro-
zent erneuerbarer Energien in der Stromerzeugung bis 2030 erreicht wird, er-
scheint die Sektorkopplung in der Breite ab etwa Ende der 2020er Jahre sinnvoll. 
Die erforderlichen Technologien sollten dann marktreif sein. Die Politik könnte 
–––– 
2 https://www.energy-charts.de/ren_share_de.htm?source=ren-share&period=annual&year=all 
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ein deutliches Signal für Investition und Innovation geben, wenn sie die anfängli-
che Einführung einer moderaten CO2-Bepreisung mit einer Roadmap für Innova-
tionen und Investitionen in Energieeffizienz, Flexibilität und Sektorkopplung 
verbinden würde.  
Vor allem bei Flexibilitätsoptionen und Technologien für die Sektorkopplung 
kommt es zunächst eher darauf an, die Innovationen und deren Anwendung in 
bereits heute sinnvollen Nischenanwendungen zu fördern, um sie auch durch 
Skaleneffekte kostengünstiger zu machen. Die bestehenden Förderprogramme 
etwa für Elektromobilität sind aus dieser Sicht durchaus sinnvoll. Deren Kontinu-
ität und Ausweitung – beispielsweise aus den Einnahmen der moderaten CO2-
Bepreisung – wären der erste Bestandteil der Roadmap. 
Ab dem Erreichen des 60-Prozent-Anteils aus erneuerbaren Energien in der 
Stromerzeugung ist dann ein stärkerer Umbau der Energiepreise inklusive Steu-
ern, Abgaben und Umlagen mit einer relativen Senkung der Strompreise im Ver-
gleich mit Heiz- und Kraftstoffen durchaus sinnvoll (vgl. These 9). 
 
These 8: Es ist sinnvoll, die gegenwärtigen Sätze der Energiebesteue-
rung beizubehalten und einen zusätzlichen CO2-Preis einzuführen. 
Dabei erscheint anfangs ein Preis in Höhe von mindestens 30 bis 50 
Euro pro Tonne CO2 angemessen. Mit den Einnahmen könnten so-
wohl zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen finanziert, die Ziele für 
2030 erreicht, die Energiekosten auf diesem Wege wieder verringert 
werden und eine teilweise Rückerstattung an die Bevölkerung und be-
troffenen Unternehmen erfolgen.  
Aus den Thesen 1, 2, 3 und 5 folgt, dass eine CO2-basierte Anhebung der Energie-
steuern auf Heizenergien (auch für die Industrie) und Kraftstoffe gerechtfertigt 
und für den Klimaschutz erforderlich ist. Die Strompreise sollten davon nicht be-
rührt sein (s. u.). 
Angesichts teilweise hoher Vermeidungskosten, zahlreicher Hemmnisse und ge-
ringer Preiselastizitäten sollte ein CO2-Preis in der Höhe ausreichend ambitio-
niert sein. Ein Satz von anfangs circa 30 bis 50 Euro pro Tonne CO2 erscheint ge-
rechtfertigt, um einerseits trotz der geringen Wirkung der Energiepreise auf 
Energieverbrauch und CO2-Emissionen (Preiselastizitäten) eine gewisse Len-
kungswirkung entfalten zu können und andererseits sowohl ausreichende Mittel 
für eine verstärkte Förderung von Klimaschutz, Energieeffizienz und Innovation 
als auch für eine pauschale Rückerstattung generieren zu können3. Auch wenn 
andere Länder (insbesondere Schweden, Schweiz) bereits deutlich höhere Sätze 
(bis zu 120 Euro pro Tonne CO2) erheben, sollte der Satz in Deutschland anfangs 
–––– 
3  Eine Feinabstimmung der Steuerhöhe und möglicher Stufen der Einführung bis zum Erreichen der hier vorge-
schlagenen Höhe würde eine tiefergehende Analyse erfordern. Angesichts unterschiedlicher Preiselastizitä-
ten und sozialer Auswirkungen sowie Finanzierungsbedarfe für Klimaschutzmaßnahmen im Gebäudebe-
reich im Vergleich mit dem Verkehrsbereich wäre es beispielsweise auch denkbar, anstelle einer einheitli-
chen Höhe von z. B. 30 Euro pro Tonne CO2 eine Differenzierung vorzunehmen, beispielsweise 20 Euro pro 
Tonne CO2 bei Heizenergien und 40 Euro pro Tonne CO2 bei Kraftstoffen. 
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nicht so hoch ausfallen, da aufgrund der dadurch entstehenden Verteilungswir-
kungen und gegebenenfalls Mehrbelastung die Akzeptanz bei Unternehmen und 
der Bevölkerung vermutlich sehr gering wäre. Dies hätte dann zur Folge, dass die 
Einführung einer CO2-Bepreisung nur schwer politisch durchsetzbar wäre. Wird 
mindestens ein guter Teil der Mitteleinnahmen für konkrete Klimaschutzmaß-
nahmen verwendet, muss die zusätzliche CO2-Bepreisung nicht so hoch ausfallen 
(vgl. These 4). Werden die Mittel jedoch vollständig rückerstattet, wie in einigen 
Modellen vorgeschlagen, müsste die Steuer weit höher angesetzt werden, um den 
notwendigen Einspareffekt zu erzielen. 
Nach den Berechnungen des Wuppertal Instituts und des Forums für Ökologisch-
Soziale Marktwirtschaft (2017) führt ein Steuersatz von 30 Euro pro Tonne CO2 
auf fossile Heizenergie und Kraftstoffe zu 8,3 bis knapp 10 Milliarden Euro pro 
Jahr an zusätzlichen Steuereinnahmen von Haushalten und Unternehmen. Dies 
würde bereits ausreichen, um die erforderlichen Mittel des Bundeshaushalts für 
den Klimaschutz bis 2030 aufzubringen, die die Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler auf 5 bis 10 Milliarden Euro pro Jahr schätzen.  
Ein Steuersatz von 30 Euro pro Tonne CO2 entspricht einer Erhöhung der Kraft-
stoffpreise um etwa 9 Eurocent pro Liter sowie der Preise für Heizöl um 0,9 Eu-
rocent pro Kilowattstunde und für Erdgas um 0,7 Eurocent pro Kilowattstunde. 
Eine Spanne von 30 bis 50 Euro pro Tonne CO2 würde somit Benzin-
/Dieselpreise um etwa 5 bis 10 Prozent erhöhen, Gas um circa 10 bis 16 Prozent 
und Heizöl um 14 bis 23 Prozent. Dies liegt im Rahmen der Marktpreisschwan-
kungen der letzten Jahre und sollte durch die vorgeschlagene Verwendung für die 
privaten Haushalte und Unternehmen tragbar sein. 
Mittel, die über die erforderliche Verwendung für zusätzlichen Klimaschutz hin-
aus verbleiben, sollten für eine pauschale Rückerstattung an die Bürgerinnen und 
Bürger (z. B. pro Kopf oder pro Haushalt), Unternehmen sowie öffentliche Ein-
richtungen (jeweils z. B. pro 100.000 Euro Lohnsumme) verwendet werden. 
Dadurch kann die gesellschaftliche Akzeptanz der CO2-Bepreisung gesteigert und 
die Verteilungswirkung besser gesteuert werden. Eine Analyse von drei Rücker-
stattungswegen nach Einkommensklassen zeigte deutlich, dass alle Varianten die 
Haushalte mit niedrigem Einkommen am stärksten entlasten. Die deutlichsten 
Entlastungen für Haushalte mit geringem Einkommen erzielt die pauschale Er-
stattung pro Haushalt (Prognos, 2017). Die Entlastungswirkung für die Haushal-
te, insbesondere für diejenigen mit geringem Einkommen, ist zudem bei einer 
pauschalen Rückerstattung deutlich höher als bei einer Senkung der Strompreise 
(FÖS, 2019). Wichtig ist dabei allerdings eine Regelung, die es erlaubt, dass die 
rund 11 Prozent der Haushalte, die eine Grundsicherung der verschiedenen For-
men beziehen, ebenfalls von der Nettoentlastung profitieren (IMK, 2019). 
Sinnvoll ist somit eine Einführung in drei Jahresschritten bis auf zunächst 50 Eu-
ro pro Tonne CO2. Dabei könnte jeweils die Hälfte der Einnahmen für die zusätz-
lichen Klimaschutzmaßnahmen vorgesehen werden, die sicherlich Zeit brauchen, 
um auf vollen Umfang ausgebaut zu werden. Die andere Hälfte könnte Haushal-
ten, Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen direkt zurückerstattet werden.  
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Strom sollte in diesen ersten Stufen einer neuen CO2-Bepreisung nicht teurer 
werden als bisher, weil der Strompreis bereits zahlreiche und, mit der EEG-
Umlage für die meisten Verbraucherinnen und Verbraucher in den verschiedenen 
Sektoren nennenswerte, Abgaben enthält. Möglich wäre daher, zur CO2-
Bepreisung beim Strom den gleichen zusätzlichen Steuersatz wie für Heizenergie 
und Kraftstoffe auch auf die fossilen Energieinputs zur Stromerzeugung zu erhe-
ben aber zugleich die Stromsteuer entsprechend der zusätzlichen Einnahmen im 
Stromsektor zu senken. Wenn die Input-Besteuerung der Stromerzeugung nicht 
umsetzbar erscheint, ließen sich auch durch einen Mindestpreis im EU-ETS ähn-
liche Auswirkungen erzeugen4. Weitergehende Strompreis-Senkungen sind der-
zeit und in den kommenden Jahren nicht sinnvoll (vgl. These 7). 
Eine Verdoppelung der Steuereinnahmen ließe sich erreichen, indem das Kerosin 
für den Flugverkehr wie Superbenzin besteuert würde. Die bisherige Befreiung 
entspricht einer Subvention von 12 Milliarden Euro pro Jahr. Würde diese Sub-
vention gestrichen, führte dies zu staatlichen Mehreinnahmen von jährlich min-
destens zehn Milliarden Euro, wenn man von einem Rückgang der Flüge von et-
wa zehn Prozent ausgeht (Grießhammer, 2019). 
 
These 9: Mittelfristig sollte der CO2-Preis jedoch steigen, mit entspre-
chend höherer Rückerstattung. Die zusätzliche Rückerstattung sollte 
nicht direkt erfolgen sondern in eine grundsätzliche Umstellung der 
Energiesteuern auf eine CO2-Basis münden. Bei Strom kann auch die 
EEG-Umlage abgesenkt werden. 
Beispielsweise beträgt der CO2-Preis in der Schweiz schon heute knapp 100, in 
Schweden mehr als 120 Euro pro Tonne CO2 (Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestags, 2018; World Bank und Ecofys, 2018). Schon bei der Ein-
führung des CO2-Preises sollte er mit der Ankündigung einer mittelfristigen 
grundsätzlichen Umstellung, Vereinfachung und Verlagerung der Bepreisung von 
Strom zu Gas, Öl und Kohle verbunden werden. Dies würde durch steigende CO2-
basierte Steuersätze sowie durch deren Ausdehnung auch auf fossile Energiein-
puts zur Stromerzeugung erfolgen, bei gleichzeitiger Absenkung der Stromsteuer 
und ggf. Absenkung der EEG-Umlage oder anderer Strompreisbestandteile, mög-
licherweise auch teilweise Absenkung der bisherigen Energiesteuer auf Heiz- und 
Kraftstoffe. Das Ziel ist eine vollständige Umstellung der Energiesteuern auf eine 
CO2-basierte Bepreisung. Bei Kraftstoffen würde jedoch der Infrastrukturanteil 
der bisherigen Energiesteuern erhalten bleiben. In einer oder mehreren weiteren 
Stufen könnte diese Umstellung gegen Ende der 2020er Jahre abgeschlossen 
sein.  
–––– 
4  Ein solcher Mindestpreis existiert bereits im Vereinigten Königreich und nun wollen auch die Niederlande 
einen Mindestpreis einführen: https://www.energate-messenger.de/news/192289/niederlande-ziehen-
untergrenze-fuer-co2-preis-ein  
Bleiben die Zertifikatspreise im EU-Emissionshandel auf dem 2019 erreichten Niveau oder steigen weiter, 
ist übrigens ohnehin im Vergleich zu 2016 mit 3,5 Euro Milliarden pro Jahr an Mehreinnahmen zu rechnen, 
die für zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen im Energie- und Klimafonds zur Verfügung stehen (eigene Be-
rechnungen auf Basis von Daten der Deutschen Emissionshandelsstelle).   
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Die Gesamthöhe der Energiesteuern würde somit ungefähr bei dem Niveau ver-
bleiben, das mit dem anfänglich moderaten zusätzlichen CO2-Preis von 50 Euro 
pro Tonne CO2 erreicht wurde – allerdings mit zusätzlichen Inflationsausgleich in 
der Zukunft. Denn dieses Niveau reicht aus, um die für den Klimaschutz erforder-
lichen Mittel zu generieren. Denkbar ist auch die Übernahme des Schweizer Mo-
dells, nach welchem die Steuer automatisch angepasst wird, sollten Wirkungen 
auf den Verbrauch fossiler Energien nicht ausreichend sein. 
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4 Fazit  
Eine CO2-Bepreisung hat zweifellos eine wichtige Lenkungswirkung für 
den Kauf und Einsatz von effizienten Produkten und Anlagen. Die volle Wirkung 
erzeugt sie aber erst, wenn die eingenommenen Mittel richtig verwendet werden. 
Ein moderater Einstieg von 30 bis 50 Euro pro Tonne bei Gebäuden und 
Verkehr würde zunächst ausreichende Mittel generieren, um sektorale Politi-
ken und Infrastrukturmaßnahmen besser finanzieren zu können und so die 
Energie-, Verkehrs- und Klimaziele 2030 zu erreichen. Damit würden 
auch mögliche Strafzahlungen an die EU vermeiden. Gleichzeitig könnte etwa die 
Hälfte der Einnahmen durch einen geeigneten Rückerstattungsmechanismus ei-
nen sozialen Ausgleich schaffen. Dazu tragen auch die sektoralen Klima-
schutzpolitiken bei, speziell für Energieeffizienz: Jeder investierte Euro spart auf 
längere Sicht den Nutznießenden 5 bis 10 Mal so viel ein wie ein direkt zu-
rückerstatteter Euro. Auch für die öffentlichen Haushalte sind dann zu-
sätzliche Nettoeinnahmen zu erwarten. Es kommt aber darauf an, mit der Förde-
rung von Gebäudesanierung und effizienten Geräten, aber auch erneuerbaren 
Energien gezielt einkommensschwache Haushalte zu unterstützen. 
Eine mutige CO2-Bepreisung ist überfällig. Sie ist aber nicht das „ultimative“ In-
strument der Klimapolitik. Das Pariser Klimaabkommen gibt das Ziel vor: Alle 
Sektoren müssen umgehend auf einen Dekarbonisierungspfad einschwenken. 
Ohne einen CO2-Preis wird es kaum möglich sein, die Ziele des Pariser Abkom-
mens einzuhalten. Angesichts der vielfältigen sektorenspezifischen Herausforde-
rungen braucht es aber ein ganzes Paket sich ergänzender Maßnahmen. Ein CO2-
Preis ist dabei ein zentraler Baustein. Sich allein darauf zu verlassen wäre aber zu 
kurz gegriffen. 
Der Politik in Deutschland ist der Mut zu wünschen, nun rasch einen solchen 
Schritt zu einer wirksamen und sozial ausgewogenen CO2-Bepreisung zu gehen. 
Die Energiesteuern auf Heizenergien (auch für die Industrie) und Kraftstoffe 
könnten in drei Jahresschritten um eine Klimaschutzkomponente bis auf 50 Euro 
pro Tonne CO2 angehoben werden. Dabei könnte jeweils die Hälfte der Ein-
nahmen für die notwendigen zusätzlichen sektoralen Klimaschutz-
maßnahmen vorgesehen werden, die sicher Zeit brauchen, um auf vollen Um-
fang ausgebaut zu werden. Die andere Hälfte sollte Haushalten, Unter-
nehmen und öffentlichen Einrichtungen direkt zurückerstattet wer-
den. Die Strompreise sollten nicht weiter steigen, aber auch nicht ge-
senkt werden, solange der Anteil erneuerbarer Energien unter 60 Prozent be-
trägt. Die neuen Technologien für Flexibilität sowie Stromeinsatz für Verkehr und 
Wärme, die bei Überschreiten der 60-Prozent-Schwelle gebraucht werden, auch 
heute zum Teil schon regional aufgrund von Netzengpässen, sollten bis dahin 
besser gezielt gefördert werden. 
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